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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (ENTWURF) 

In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt: 

A) Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 
gemäß § 9 BauGB i.V.m. §§ 1 - 23 BauNVO 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1 ff BauNVO) 

Das Plangebiet wird als „Allgemeines Wohngebiet“ gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. 

Auf der Grundlage von § 1 Abs. 5 BauNVO werden die der Versorgung des Gebiets 
dienenden Läden, Schank- u. Speisewirtschaften, Anlagen für kirchliche und kultuerelle 
Zwecke, Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstiges nicht störende Gewerbebetriebe, 
Anlagen für Verwaltungen, Tankstellen und Gartenbaubetriebe nicht Bestandteil des 
Mischgebiets und sind somit nicht zulässig. 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 ff BauNVO) 

Unterer Bezugspunkt für die getroffenen Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen –
gemessen an der Mitte des Gebäudes -  ist gemäß § 18 Abs. 1 BauNVO die Straßenober-
fläche der Straße „Im See“ (Höhe der Fertigdecke, gemessen an der der 
Straßenbegrenzungslinie). 

Die festgesetzte max. Gebäudehöhe (GHmax.) wird definiert als das Maß zwischen dem 
unteren Bezugspunkt und dem höchsten Punkt der Dachkonstruktion und Dachaufbauten, 
(z.B. Photovoltaik). 

Für das Baugebiet gelten die in der Planzeichnung festgesetzten Grund- und Geschoss-
flächenzahlen sowie Gebäudehöhen. Abweichend von diesen Festsetzungen reduziert sich 
die zulässige Gebäudehöhe bei reinen Pultdächern um jeweils 3 m. 

Flächen von Aufenthaltsräumen in Geschossen, die keine Vollgeschosse sind, einschließlich 
der zu ihnen gehörenden Treppenräumen und einschließlich ihrer Umfassungswände sind 
bei der Ermittlung der Geschossflächenzahl nicht mitzurechnen. 

3. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 i.V.m. § 14 BauNVO) 

3.1 Flächen für Nebenanlagen „St“ 

Neben den überbaubaren Grundstücksflächen sind nicht überdachte Stellplätze und sonstige 
Nebenanlagen nur innerhalb der in der Planzeichnung als Flächen für Nebenanlagen „St“ 
gekennzeichneten Bereiche zulässig. 

3.2 Flächen für Nebenanlagen „Ga“ 

Neben den überbaubaren Grundstücksflächen sind über die in 3.1 genannten Anlagen hinaus 
zusätzlich Garagen nur innerhalb der in der Planzeichnung als Flächen für Nebenanlagen 
„Ga“ gekennzeichneten Bereiche zulässig. 

3.3 Flächen für Nebenanlagen „CP“ 

Neben den überbaubaren Grundstücksflächen sind über die in 3.1 und 3.2 genannten 
Anlangen hinaus zusätzlich Carports –überdachte Stellplätze-  nur innerhalb der in der 
Planzeichnung als Flächen für Nebenanlagen „CP“ gekennzeichneten Bereiche zulässig. 
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3.4 Nebenanlagen, die der Versorgung und Entsorgung des Gebietes dienen 

Nebenanlagen, die der Versorgung und Entsorgung des Gebietes dienen, sind allgemein 
zulässig, auch soweit für sie keine besonderen Flächen ausgewiesen sind. 

4. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§9 Abs. 1 Nr.6 BauGB) 

Im Bebauungsplangebiet sind je Wohngebäude maximal sechs Wohnungen zulässig. 

5. Festsetzungen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

5.1 Pflanzung von Bäumen auf privaten Grundstücken 

Je angefangene 300 m² Grundstücksfläche ist ein Laubbaum-Hochstamm zu pflanzen. Die 
Bäume sind spätestens im Jahr der Bezugsfertigkeit der Gebäude zu pflanzen. 

Im Bereich der privaten Stellplatzflächen und Carports sind 4 großkronige Laubbäume zu 
pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Baumstandorte sind fachgerecht hinsichtlich Größe 
und Substrat herzurichten. Diese Gehölze können auf die o.g. Gesamtzahl angerechnet 
werden. 

6. Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern, soweit sie zur 
Herstellung des Straßenkörpers erforderlich sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 

Zur Herstellung des Straßenkörpers oder von Fußwegen erforderliche Böschungen, 
Stützmauern oder unterirdische Stützbauwerke (Rückenstützen) sind auch, soweit sie 
außerhalb der festgesetzten Verkehrsflächen liegen, auf den Baugrundstücken zulässig. 

Hinweis ohne Festsetzungscharakter: Die getroffene Festsetzung berechtigt den zuständigen 
Straßenbaulastträger unmittelbar noch nicht dazu, erforderliche Böschungen, Stützmauern 
oder unterirdische Stützbauwerke (Rückenstützen) auf den betroffenen Privatgrundstücken 
herzustellen und zu unterhalten, solange die aus dem Eigentum fließende entsprechende 
Rechtsmacht des Grundstückseigentümers noch nicht auf ihn übergegangen ist. Hierfür 
besteht u.a. die Möglichkeit der Belastung des Grundstücks mit einem Recht (§ 86 Abs. 1 Nr. 
1 BauGB). 

7. Niederschlagswasser-Bewirtschaftung (§ 9 Abs. 4BauGB i.V.m. § 51 IV LWG) 

Aus dem Plangebiet dürfen von maximal 20 % der versiegelten Grundstücksfläche die 
Niederschlagswässer ungedrosselt in den Regenwasserkanal eingeleitet werden. 

Werden mehr als 20% der Grundstücksfläche versiegelt, hat durch geignete Maßnahmen 
eine Niederschlagswasser-Bewirtschaftung (Versickerung, Rückhaltung etc.) zu erfolgen. 

Hinweis ohne Festsetzungscharakter: Unter Berücksichtigung von § 2 Abs. 2 LWG gilt bei 
Maßnahmen zur Niederschlagswasser-Bewirtschaftung der Grundsatz:  „Vermeidung vor 
dezentraler Rückhaltung, Verdunstung, Versickerung vor verzögerter Ableitung bzw. zentraler 
Rückhaltung. Es wird der Bau von Zisternen und eine Dachbegrünung empfohlen. 
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B) Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Aufnahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen in den Bebauungsplan gemäß 
§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 LBauO RLP. 

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO RLP) 

1.1 Dachneigung 

Die zulässigen Dachneigungen sind der Planzeichnung zu entnehmen. Bei Nebengebäuden 
sowie unterordneten Bauteilen (z.B. Gauben, Zwerchhäuser, Treppenhäuser, etc.) sind auch 
flacher geneigte Dächer und Flachdächer sind zulässig, soweit sie als begrünte Dächer 
ausgeführt werden. 

Satteldächer müssen auf beiden Seiten der Firstlinie die gleiche Dachneigung haben. 

Doppelhäuser, Hausgruppen und aneinandergebaute Garagen sind zwingend mit einer 
einheitlichen Dachneigung von 35o auszuführen. Bei gleichzeitiger Erstellung kann unter 
Beibehaltung der Einheitlichkeit innerhalb der im Gebiet zulässigen Dachneigungen von 
dieser Festsetzung abgewichen werden. 

1.2 Materialien im Dachbereich 

Die geneigten Dächer im Baugebiet sind, sofern es sich nicht um begrünte Dächer handelt, 
mit kleinteiligen Materialien, Ziegeln oder Materialien, die in ihrem Erscheinungsbild Ziegeln 
gleichkommen, einzudecken. Die Farbe der Dacheindeckung muss rot- bis rotbraune Töne 
aufweisen. Glänzende oder stark reflektierende Materialien sind als Dacheindeckung 
unzulässig. 

Anlagen zur Nutzung der Solarenergie sind im Dachbereich uneingeschränkt zulässig. 

1.3 Zwerchhäuser, Dachaufbauten und Dacheinschnitte 

Die Firsthöhe von Zwerchhäusern und Dachaufbauten darf die Firsthöhe des Hauptdaches 
nicht überschreiten. 

Die Breite von Dachgauben und Zwerchgiebeln darf einzeln nicht mehr als 3,00 m betragen. 
Mehrere Gauben auf einer Dachfläche sind in gleicher Höhe anzuordnen. 

In der Summe darf die Breite sämtlicher Dachaufbauten und -einschnitte max. zwei Drittel der 
zugehörigen Trauflänge einnehmen.  

Der Abstand von Dachaufbauten, Zwerchhäusern, Dachflächenfenstern und Dach-
einschnitten zu Ortgang, Graten und Kehlen muss mindestens 1,25 m betragen. 

1.4 Fassadengestaltung 

Für die Fassadengestaltung sind glänzende oder stark reflektierende Materialien und Farben 
nicht zulässig. 

Hinweis ohne Festsetzungscharakter: Gemäß dem Merkblatt M 153 (Handlungs-
empfehlungen zum Umgang mit Regenwasser) der Deutschen Vereinigung für 
Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. (ATV-DVWK) ist Niederschlagswasser, zwecks 
Versickerung oder Einleitung in ein oberirdisches Gewässer, das von unbeschichteten 
kupfer-, zink- und bleigedeckten Flächen, die größer als 50 qm sind, abfließt, ein 
Wasserrechtsverfahren durchzuführen. 

2. Gestaltung der unbebauten Flächen bebauter Grundstücke  
(§ 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO RLP) 

Die nicht überbauten Grundstücksflächen der bebauten Grundstücke sind, soweit sie nicht 
für eine zulässige Nutzung benötigt werden, landschaftsgärtnerisch oder als Zier- bzw. 
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Nutzgarten anzulegen. Für die Pflanzung von Gehölzen sind einheimische und 
standortgerechte Arten zu verwenden. 

Zur Befestigung von Zufahrten, Stellplätzen und Hofflächen sind nur versickerungsfähige 
Materialien (z.B. offenfugiges Pflaster, Rasengittersteine, wassergebundene Decken, 
Schotterrasen, etc.) zulässig. Auch der Unterbau ist entsprechend wasserdurchlässig 
herzustellen. 

3. Zahl der notwendigen Stellplätze nach § 47 LBauO (§ 88 Abs. 1 Nr. 8 LBauO) 

Gemäß § 88 Abs. 1 Nr. 8 LBauO RLP wird festgesetzt, dass in den Mischgebieten je Wohn-
einheit mindestens 2 Stellplätze (Stellplätze, Carports oder Garagen) auf den Baugrund-
stücken herzustellen sind. 

C) Hinweise und Empfehlungen ohne Festsetzungscharakter 

1. Grüngestaltung und Grenzabstände 

� Zur Befestigung von Einfahrten, Stellplätzen und Hofflächen werden Rasengittersteine 
oder Ökopflaster empfohlen. 

� Eine Begrünung von flachgeneigten Dächern und Flachdächern ist ausdrücklich 
erwünscht und wird empfohlen. 

� Die nach den §§ 44 bis 47 Nachbarrechtsgesetz Rheinland-Pfalz erforderlichen 
Grenzabstände bei Anpflanzungen sind einzuhalten. Insbesondere folgende Grenz-
abstände sind zu beachten: 

Bäume: 

- sehr stark wachsende Bäume: 4,0 m 

- stark wachsende Bäume 2,0 m 

- kleinkronige Bäume 1,5 m 

- Walnußsämlinge 4,0 m 

- Kernobst stark wachsend 2,0 m 

- Kernobst schwach wachsen 1,5 m 

Sträucher: 

- stark wachsende Sträucher 1,0 m 

- schwach wachsende Sträucher 0,5 m 

Hecken: 

- Hecken über 1,5 m Höhe 0,75 m 

- Hecken bis 1,5 m Höhe 0,50 m 

- Hecken bis 1,0 m Höhe 0,25 m 

� Zum Nachweis der geplanten Grundstücksbegrünungsmaßnahmen ist mit dem Bauantrag 
ein Freiflächengestaltungsplan einzureichen. 

2. Schutz von Kabeltrassen und Leitungen 

� Bei Pflanzmaßnahmen ist darauf zu achten, dass bei Anpflanzungen von Bäumen, 
Sträuchern und Hecken die erforderlichen Abstände zu Kabeltrassen und Leitungen zu 
berücksichtigen sind. Die entsprechenden Vorschriften zum Schutz von unterirdischen 
Leitungen sind zu beachten. Können diese nicht eingehalten werden, sind vom Träger des 
Vorhabens Maßnahmen zum Schutz der Leitungen vorzusehen. 

� Eine Kostentragung für Änderungen / Sicherungen, die durch die Bauleitplanung bedingt 
sind, werden nach bestehenden Verträgen bzw. gesetzlichen Bestimmungen geregelt. 

� Die Ver- und Entsorgungsträger frühzeitig über den Beginn der Erd- und Bauarbeiten zu 
unterrichten sind. 

� Kabel Deutschland weist darauf hin, dass sich im Plangebiet Telekommunikationsanlagen 
befinden, die bei der Bauausführung zu schützen bzw. zu sichern sind, nicht überbaut und 
vorhandene Überdeckungen nicht verringert werden dürfen. Es wird um frühzeitige 
Beauftragung der Durchführung von Umverlegungsmaßnahmen gebeten. 

� Im Plangebiet befinden sich Erdgasleitungen der Thüga GmbH, die bei Umbau- und 
Abrissarbeiten zwingend vom Netz abgetrennt werden müssen. Weiterhin wird auf die 
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geltenden Technischen Regeln des DVGW-Arbeitsblatts GW 125 sowie der DIN 1988 
verwiesen, nach denen bei Baumpflanzungen ohne weitere Schutzmaßnahmen ein 
seitlicher Mindestabstand von 2,50m zu den bestehenden Leitungen einzuhalten ist. 
Können diese Abstände nicht eingehalten werden, sind in Rücksprache mit der Thüga 
weitergehende Maßnahmen zu treffen. 

� Im Plangebiet befinden sich Leitungen der Pfalzwerke AG. Es wird auf die Vorgaben im 
„Merkblatt für Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ verwiesen, 
nach denen bei Baumpflanzungen ein Mindestabstand von 2,50m zu den bestehenden 
Leitungen einzuhalten ist. Können diese Abstände nicht eingehalten werden, sind in 
Rücksprache mit den Pfalzwerken weitergehende Maßnahmen zu treffen. 

� Im Plangebiet befinden sich Leitungen der Deutschen Telekom AG, an denen 
Beschädigungen vermieden werden sollten. Es wird darauf hingewiesen, dass sich die 
Bauausführenden frühzeitig mit der Telekom in Verbindung setzen.. 

� Adressen: 

Pfalzwerke AG Netzteam Edenkoben, Rappenstraße 12a, 67480 Edenkoen 
Pfalzwerke AG Netzbau Landau, Oskar-von-Miller-Straße 2, 76829 Landau 

3. Ordnungswidrigkeiten 

� Verstöße gegen die Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB (Pflanzvorschriften) 
werden gemäß § 213 BauGB als Ordnungswidrigkeiten geahndet. 

� Ordnungswidrig im Sinne des § 89 LBauO RLP handelt, wer den Festsetzungen der nach 
§ 88 LBauO RLP i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB erlassenen Bauvorschriften zuwiderhandelt. 

D) Pflanzenlisten 

Die hier aufgeführten Pflanzenarten sind eine Auswahl der wichtigsten Arten. Die Liste ist 
nicht abschließend. 

Entscheidend für eine standortgerechte und ökologische Pflanzenauswahl ist die 
Verwendung von möglichst einheimischen Gehölzen. Für Gartenflächen können durchaus 
auch Ziergehölze verwendet werden. Hierbei sollte darauf geachtet werden, dass möglichst 
robuste und einfach blühende Arten und Sorten gepflanzt werden. Qualifizierte Baumschulen 
bieten hierzu Beratung an. 

Angegeben sind weiter die Pflanzqualitäten gemäß den Gütebestimmungen des Bund 
deutscher Baumschulen (BdB). Die grünordnerisch festgesetzten Pflanzungen sind mit der 
angegebenen Mindestqualität oder höher durchzuführen. Für Flächenpflanzungen wird die 
Pflanzdichte angegeben. In der Regel ist bei Gehölzpflanzungen ein Raster von 1,5 x 1, 5 m 
einzuhalten bzw. 1 Strauch auf 2 qm zu rechnen. 

Auf die Einhaltung der Grenzabstände nach dem Nachbarrechtsgesetz Rheinland-Pfalz 
(§§ 44 bis 47) ist zu achten (siehe hierzu auch Abschnitt C -  Hinweise und Empfehlungen). 

1. Bäume 

Pflanzqualität: Hochstamm, Stammumfang 16 bis 18 cm, mit Ballen 

Acer campestre Feld-Ahorn 
Acer platanoides Spitz-Ahorn 
Sorbus aria  Mehlbeere 
Sorbus aucuparia Vogelbeere 
Sorbus torminalis Elsbeere 

2. Sträucher 

Pflanzqualität: Strauch, verpflanzt, Höhe 125 bis 150 cm, ohne Ballen 

Cornus mas Kornelkirsche 
Cornus sanguinea Hartriegel 
Corylus avellana Haselnuß 
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Euonimus europaeus Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare Liguster 
Prunus spinosa Schlehe 
Ribes alpinum Alpen-Johannisbeere 
Rosa canina Hundsrose 
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball 

3. Arten zur Dachbegrünung 

Dost  Oreganum vulgare 
Mauerpfeffer Sedum spec. 
Sand-Thymian Thymus serpyllum 
Königskerze Verbascum spec. 


